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Beiträge zur Praxis des äſterr. Waſſerrechtsgeſetzes. 
Von Dr. Moriz Caſpaar. 


Die Waſſerbenützung zur Fortſchaffung gewerblicher und induſtrieller 
Abfälle. 
(Schluß.) 

Der von uns vorſtehend ſkizzirte Fall muß als ein hervorragendes 
Beiſpiel einer Triſtconceſſionsverhandlung bezeichnet werden, weil die für 
eine ſolche Bewilligung maßgebenden Umſtände beſonders ausgeſprochen 
vorliegen und gleichzeitig die Intereſſen, welche in Frage ſtehen, von 
hervorragender Bedeutung find. Es handelt ſich hier um eine Exiſtenz— 
bedingung einer bodenſtändigen Induſtrie, um eine Jahrhunderte alte 
Uebung, welche aus Rückſicht auf die geänderten Verhältniſſe, ſpeciell 
das höhere Maß der Ausnützung des Triftrechtes, einer neuen Regelung 
unterzogen wurde. 

N Daß die Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom Jahre 1876 
über die Anwendung des Artikel III Einführungsgeſetz zum Waſſer⸗ 
rechtsgeſetze für Steiermark vom 18. Jänner 1872 hinaus ging (ſiehe 
hiezu das Erkenntniß des Verwaltungsgerichtshofes Nr. 130) und nicht 
den Umfang der Ausübung, ſondern das Recht ſelbſt im Sinne einer 
neuen Verleihung regelte, dies hat allerdings in dem einzelnen Falle 
nicht zur Löſung der Frage geführt und mußte dieſe ſpäter auf anderem 
Wege geſucht werden Wir ſind jedoch überzeugt, daß an vielen Orten im 
Gebirge die gleiche Gepflogenheit gleichfalls ſeit Jahrhunderten beſteht, 
und daß man betreffenden Falles nicht verſäumen würde, den Verwaltungs⸗ 
gerichtshof behufs Wahrung der im Artikel III den beſtehenden Rechten 
eingeräumten Begünftigungen anzuruſen. 

Es iſt möglich, daß die erwähnte Entſcheidung des Ackerbau⸗ 
miniſteriums auf die Textirung des Artikels III zurückzuführen iſt, 
nach welcher der Umfang eines Waſſerrechtes nach dem früher beſtandenen, 


die Ausübung nach dem geltenden Rechte zu beurtheilen iſt, wie wir 
dies in unſeren allgemeinen Ausführungen erörtert haben. 

Wenn in unſerem Beiſpiele weitgehende Intereſſen für eine 
Induſtriegruppe und durch die innige Verknüpfung derſelben mit der 
Bevölkerung eines Bezirkes auch für den letzteren vorliegen, ſo wollen 
wir damit nicht etwa behaupten, daß in allen Fällen gleich ſchwerwiegende 
Gründe für die Verleihung eines Triftrechtes vorhanden ſein müßten. 
Es handelt ſich ja auch in unferem Falle nicht um eine Ausnahms— 
beſtimmung, wir haben vielmehr geſehen, daß man ohne Rückſicht auf 
alt überkommene Rechte die Conceſſion neu ertheilt hat. 

Wir glauben vielmehr, daß man es diesfalls mit einem Waſſer⸗ 
benützungsrechte zu thun hat, das gleich den übrigen den Beſtimmungen 
des Waſſerrechtsgeſetzes unterliegt und wir glauben, daß eine ſolche 
Frage um fo mehr an Klarſtellung gewinnt, je weniger man fie 
unter den gewöhnlichen Begriff der Waſſerverunreinigung ſubſumirt. 
Wir fordern aber auch dafür, daß man die einzuleitenden Abfälle, 
bezw. Stoffe mit Rückſicht auf die Anforderungen der Sanitätspolizei 
in zwei Gruppen trennt, ſowie wir auch verlangen, daß man ſich 
diesfalls nicht von einer einſeitigen bedingungsloſen Begünſtigung der 
Fiſcherei leiten laſſe. Das Waſſer kann als Fortſchaffungsmittel einen 
ſehr hohen Werth repräſentiren, es kann in dieſer Dienſtleiſtung ebenſo 
Krafterſparungen erzielen, wie als Triebkraft, und man wird dieſes 
Capital auch dem durch die Fiſchzucht bewirkten Nutzen gegenüber— 
halten müſſen. 

Im Allgemeinen werden ſich folgende Bedingungen für die Be⸗ 
willigung der Triftung von Abfällen aufſtellen laſſen. 

Für die Ertheilung einer Triftbewilligung, d. h. die Conceſſion 
zur Einleitung von Abfällen, bezw. Benützung des Waſſers zur Forte 
ſchaffung derſelben iſt nicht erforderlich, daß dieſe Triftung für einen 
Unternehmer abſolut nothwendig ſei. Die wirthſchaftliche Bedeutung des 
angeſprochenen Triftrechtes wird erſt dann in Frage treten, ſobald ein 
Widerſtreit von Intereſſen vorliegt und der begehrten Conceſſion beſtehende 
Waſſerbenützungsrechte entgegengehalten werden; dies gilt auch gegenüber 
der Fiſcherei. Wenn die Benutzung des Waſſers als Fortſchaffungsmittel 
von höherer wirthſchaftlicher Bedeutung iſt als die Fiſcherei, dann 
wird letzterer gegenüber vom Entſchädigungsrechte Gebrauch gemacht 
werden können. 

Auf jeden Fall kommt aber zuerſt zu erheben, ob überhaupt die 
Einleitung, bezw. das Einſtürzen der Induſtrieabfälle die Beſchaffenheit 
der Waſſers derart ändert, daß daraus eine Beeinträchtigung der 
Fiſcherei zu befürchten ſteht. 

Inſolange ſanitäre Bedenken nicht vorliegen, wird das Recht der 
Abfalltriftung ebenſo wie jedes andere Waſſerbenützungsrecht erworben 
werden können. 

Die Conceſſionsverhandlung wird allerdings dadurch umſtändlicher, 
daß ſich der Einfluß der Triftung nicht wie bei anderen Wafferbenützungs⸗ 
rechten auf die zunächſt gelegenen Waſſerwerke beſchränkt, ſondern 
häufig weiter fühlbar macht. Es werden daher diesfalls die Waſſer⸗ 


interefienten dem Triftwaſſer entlang bis zur Einmündung desſelben in 
ein größeres Gewäſſer beizuziehen ſein. Dieſer Vorgang wird aber auch 
in anderen Fallen nöthig, wenn z. B. die Aulage eines großen 
Stauraumes bei intermittirendem Betriebe ſich auf große Strecken 
geltend macht. 

Es wird durch Sachverſtändige zu erheben ſein, ob und welche 
Beeinträchtigungen den Waſſerwerksbeſitzern, ſowie den Fiſchereibeſitzern 
zugefügt werden und auf Grund diefer Erhebungen wird eine Ent 
ſchädigung auszusprechen fein, eventuell nach vorhergehender proviſoriſcher 
Bewilligung der Abfalltriftung. 

Die Einleitung der Abfälle wird nach dem Waſſerſtande zu 
regeln fein und wird damit erreicht, daß ein Gewäſſer zur Fort 
ſchaffung von Abfällen nicht über ſeine Leiſtungsſähigkeit in Anſpruch 
genommen wird, wodurch Ablagerungen vermieden werden. Wenn 
nöthig, iſt für die Ueberwachung ein eigenes Organ zu beftellen. Die 
Abfälle find mit Rückſicht auf ſpecifiſches Gewicht und Korngröße zu, 
ſpecificiren. Man muß ſich dabei ſtets vorhalten, daß die Gebirgs— 
wäſſer fortdauernd, beſonders bei Hochwaſſer, natürliche Geſchiebe mit— 
führen, welche ebenſo wirken wie indifferente Abfälle, die aber in un⸗ 
verhältnißmäßig größeren Quantitäten fortbewegt werden und ſich an 
den Waſſerwerken fühlbar machen. Die Gebirgshochwäſſer find be— 
kanntermaßen auch von großem Einfluſſe auf die Fiſcherei. 

Jedenfalls ſind alle Intereſſen zu berückſichtigen und gegenſeitig 
abzuwägen. Wir zweifeln aber auch nicht daran, daß eine Trift— 
bewilligung ſelbſt gegen den Willen der betheiligten Waſſerwerksbeſitzer 
durchzuſetzen iſt, daß die Duldung der Beeinträchtigung gegen Ent— 
ſchädigung zugeſtanden werden muß, wobei es nicht nothwendige Bedin— 
gung iſt, daß der Conceſſion eine Expropriation vorausgehen müſſe, da 
es ſich vielmehr empfehlen wird, nachträglich, nachdem ſich ergibt, ob 
thatſächlich eine und welche Beeinträchtigung vorliegt, die Entſchädigung 
feſtzuſtellen. Stets wird es hiebei auf das Gutachten der Sachverſtän— 
digen ankommen. Wir geben auch zu, daß diesfalls die Deponirung 
einer Caution (analog der Holztriftung) vorgeſchrieben werden kann. 

Werden all' die augeführten Umſtände berückſichtigt, dann wird 
eine anſtandsloſe Durchführung der Triftung geſichert ſein. Der Nutzen 
der Triftung wird ja meiſt eventuelle Entſchädigungen weitaus über— 
wiegen, wenn dieſe nach Recht und Billigkeit feſtgeſtellt werden. 

Wir konnten hier nicht alle möglichen Fälle der Benützung des 
Waſſers zur Fortſchaffung induſtrieller Abfälle erörtern und haben 


vielmehr in erſter Linie die Triftung indifferenter Induſtrieabfälle als 
Schlaken, Aſche, Kohllöſche u. ſ. f. berückſichtigt. Daß wir dies gethan, 


mag einerſeits auf die uns naheliegende Erfahrung zurückzuführen ſein, 


andererſeits muß aber gerade betont werden, daß die von uns behan⸗ 


delte Frage für die Gebirgsländer von ganz beſonderer Wichtigkeit iſt. 
Die Trift als Fortſchaffungsmittel beſitzt eine hohe volkswirthſchaftliche 
Bedeutung; wir verweiſen auf die Erſparung an Koſten für Trans⸗ 
port, Auf- und Abladung, ſowie auf die Erhaltung productiven Bodens, 
der uns in den Alpengegenden ohnedies nur zu karg bemeſſen iſt. 
Wir verkennen gewiß nicht den Werth der Fiſcherei, wir treten 
aber der nur zu verbreiteten Anſchauung entgegen, welche geneigt iſt, 
die Bedürfniſſe der Induſtrie ohne Rückſicht auf den erzielten Nutzen 
gegenüber der Landwirthſchaft und Thierzucht in den Hintergrund zu 


drängen. Daß eine nur einigermaßen dichte Bevölkerung von der Fiſch⸗ 
zucht in Gebirgswäſſern nicht leben kann, wird niemand bezweifeln, und 
man hat daher auch ſeit jeher die in den Gebirgsthälern zerſtreute 


Induſtrie wohlbewußt mit Freunden begrüßt und ihren Bedürfniſſen 
Rechnung getragen. 


Die Eiſeninduſtrie der Alpenländer, welche beſonders häufig auf 


die Trift angewieſen iſt, wird bekanntlich durch die Concurrenz anderer 


Gebiete hart bedrängt und kann daher auch eine Belaſtung, wenn ihr 


dieſelbe aus einer völligen Ausſchließung der Benützung des Waſſers 
zur Abfalltriftung erwachſen würde, nicht ertragen. 


Aber auch andere Induſtriezweige in gleicher localer Lage befin⸗ 


den ſich in ähnlichen Verhältniſſen. Man beachte weiters den Vorgang 
der Städte und geſchloſſenen Orte. Welche Ausdehnung müßten Schutt⸗ 
und Aſchenhalden erlangen, 
ſchaffung benützt würde. Wer ſich ängſtlich an den Buchſtaben des 
Geſetzes hält, muß auch hier Conceſſionen verlangen, eine Forderung, 
die mit dem Geiſte des Geſetzes gewiß nicht übereinſtimmt. 

Wenn wir in unſerem Aufſatze für eine meiſt ungünſtig beur⸗ 
theilte Waſſerbenützung eingetreten ſind, der man nicht ſelten über⸗ 


wenn nicht das Waſſer zu deren Fort⸗ 


haupt die Gleichberechtigung mit den übrigen Benützungsrechten abge⸗ 
ſprochen hat, ſo geſchah es aus dem Grunde, weil wir uns durch viel— 
fache Erfahrung die feſte Ueberzeugung von der volkswirthſchaftlichen 
Bedeutung dieſer Benützungsart, die man meiſt unterſchätzt, verschafft 
haben. 

Wir fordern keine einſeitige Begünſtigung dieſer Benützungsart, 
welche die Kräfte des Waſſers ebenſo ausnützt, wie es eine Motoren- 
anlage oder die Schifffahrt thut; wir wollen nur eine volle Würdigung 
der wirthſchaftlichen Vortheile, welche ſie bietet. 

Wer ſich die Mühe nimmt, für einzelne Beiſpiele, wie z. B. 
die Trift am Vordernbergerbache, eine Berechnung der durch ſelbe er— 
ſparten Koſten anzuſtellen, der kommt zu anſehnlichen Zahlen, welche 
den Reinertrag ſämmtlicher Waſſerwerke an dem betreffenden Gewäſſer 
überragt Solche Rechnungen für Auf- und Abladung, Bahn- und Achs— 
fracht, Koften der Deponirungen u. dgl. müſſen angeſtellt werden, — 
ſelbſtverſtändlich unter Berückſichtigung der localen Verhältniſſe, — wenn 
man ſich ein richtiges Bild der durch die Triftung der Abfälle 
gebotenen Vortheile ſchaffen will. 

Wie wir geſehen, bietet auch das Geſetz, richtig angewendet, 
genügende Anhaltspunkte für die Ordnung der von uns beſprochenen 
Frage; wo uns präciſe Beſtimmungen des Geſetzes mangeln, helfen 
wir uns mit einer ſiungemäßen Auslegung analoger Beſtimmungen. 

Eines erfordert allerdings eine richtige Behandlung der auf 
dieſem ſchwierigen Gebiete unſeres Waſſerrechtsgeſetzes auftretenden 
Fragen: es iſt dies eine richtige Würdigung der wirthſchaftlichen 
Intereſſen. Wird das Waſſerrechtsgeſetz, das ja im vollſten Maße dem 
Gebiete der Volkswirthſchaftspflege angehört, richtig angewendet, dann 
iſt nicht zu zweifeln, daß auch unſere Frage jene Berückſichtigung 
findet, die ſie verdient. 


Mittheilungen aus der Pruris. 


Der nachträglich zur Keuntniß der Gewerbebehorde gekommene 
Mangel ſolcher Erforderniſſe für den Antritt eines conceſſionirten 
Gewerbes, deren Vorhandeufein oder Mangel von der freien Bes 
urtheilung der Verleihungsbehörde abhängt (wie Verläßlichkeit 
und Unbeſcholtenheit) kann nicht die Zurücknahme der Conceſſion 
nach § 57, Al. 1 der Gewerbegeſetznovelle rechtfertigen.“) 

Mit dem Beſcheide vom 24. Jänner 1883, 3. 1369, hat die 
Bezirkshauptmannſchaft in R. dem Iſrael M. die angeſuchte Concefſion 
zur Verabreichung von Thee mit Rum in ſeinem Hauſe Nr. 55 in N. 
ertheilt und ihm die bezügliche Conceſſionsurkunde ausgefertigt. 

Dieſe Conceſſionsertheilung gründete ſich auf die diesfalls von 
der Gemeindevorſtehung in N unterm 6. December 1882 erſtattete 
Aeußerung, worin weder gegen die Perſon des Conceſſionswerbers, noch 
ſonſt irgend welcher Anſtand erhoben und vielmehr ausgeſprochen wurde, 
daß die Localverhältuiſſe die Errichtung des von dem Genannten an- 
geſuchten Theeausſchankes erheiſchen. Unter Einem hat die Gemeinde— 
vorſtehung die frühere, aus dieſem Anlaſſe unterm 3. Juli 1882, 
3. 179, erſtattete und gegen die Ertheilung der fraglichen Conceſſion 
| gerichtete Aeußerung als unbegründet widerrufen. 

In dieſer früheren, von der Gemeindevorſtehung alſo nachträglich 
widerrufenen Aeußerung vom 3. Juli 1882, 3. 179, war gejagt 
worden, daß Iſrael M. wegen Raufhändel bereits dreimal gerichtlich 
abgeſtraft wurde und die Ertheilung der angeſuchten Conceſſion nicht 
verdiene. 

Nachträglich, im September 1884, fand ſich die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft veranlaßt, über Iſrael M.'s Vorleben Erhebungen einzuleiten 
und erfuhr, daß Iſrael M. mit Erkenntniſſen des Bezirksgerichtes 
in R. von den Jahren 1878, 1881 und 1882 wegen Uebertretung 
des 8 496 St. G. (öffentliche Beſchimpfung und Mißhandlung), wegen 
Uebertretung des § 411 St. G. (vorſätzliche und bei Raufhändeln 
vorgekommene körperliche Beſchädigungen), ferner wegen Uebertretung 
des Geſetzes betreffend die Hinanthaltung der Trunkenheit, endlich 
auch wegen Uebertretung des Thierſeuchengeſetzes verurtheilt und beſtraft 


worden war. 
Mit Rückſicht auf das Erhobene hat die Bezirkshauptmannſchaft mit 
dem Beſcheide vom 21. November 1884, Z. 19.320, die dem Ifrael M. 


*) Vergl. die Mittheilungen in Nr. 7 auf S. 27 und in Nr. 42 auf 
S. 175 des Jahrganges 1885 dieſer Zeitſchrift. 


unterm 24. Jänner 1883, Z. 1369, ertheilte Conceſſion zum Aus- 
ſchauke von Thee mit Rum auf Grund des $ 57 der Gewerbegeſetz— 
novelle für erloſchen erklärt und demſelben der Fortbetrieb dieſes Schank— 
gewerbes unterſagt mit der Motivirung, daß der Genannte laut der 
bezüglich der Frage ſeiner Unbeſcholtenheit und Verläßlichkeit nachträglich 
erlangten Auskünfte nicht die zum Betriebe eines Gewerbes überhaupt 
und zum Betriebe eines Schankgewerbes insbeſondere erforderlichen und 
in den 88 5 und 18 der Gewerbegeſetznovelle feſtgeſetzten Bedingungen beſitze. 

Dem dagegen eingebrachten Recurſe des Iſrael M. wurde mit 
der Statthaltereientſcheidung vom 31. Mai 1885, Z. 4180, in welcher 
lediglich der $ 57 der Gewerbegeſetznovelle berufen erſcheint, aus den 
Gründen des angefochtenen Beſcheides keine Folge gegeben. 

N „Ueber den Miniſterialrecurs des Iſrael M. hat das k. k. Miniſterium 
des Innern am 6. October 1885, z. Z. 12.648, nachſtehende Ent⸗ 
ſcheidung gefällt: 

„Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe Folge zu 
geben und unter Behebung der berufenen Entſcheidungen erſter und 
zweiter Inſtanz die mehrerwähnte Conceſſionsertheilung aufrecht zu 
erhalten, weil die Entziehung einer Conceſſion nicht auf Grund des 
nachträglich conſtatirten Mangels ſolcher Erforderniſſe zur Erlangung 
einer Gewerbsconceſſion verfügt werden kann, deren Vorhandenſein oder 
deren Mangel ſich nach der bei der Verleihung der Conceſſion maß— 
gebenden freien, ſomit rein ſubjectiven Beurtheilung der Gewerbebehörde 
erſter Juſtanz richtet, und es ſich in dem vorliegenden Falle eben um 
den Mangel eines der ſubjectiven Beurtheilung der Gewerbebehörde, 
nicht aber um den Mangel eines geſetzlichen, von der ſubjectiven Be— 
urtheilung unabhängigen Erforderniſſes handelt, welcher die Zurücknahme 
der Conceſſion nach $ 57, Al. 1 der Gewerbegeſetzuovelle begründen 
würde.“ IR, 


Durch Abgabe der im § 18, Alinea 4 der Gewerbegeſetznovelle 
vom 15. März 1883, R. G Bl. Nr. 39, vorgeſehenen 
Aeußerung beſorgt die Gemeinde ein Regierungsgeſchäft; Mit: 
glieder der Gemeindevertretung können hiebei das Verbrechen der 
Seſchenkannahme begehen (§ 191, Abſatz 2 und § 104 St. G.). 

1 Die von den Angeklagten Mathias B. und Wenzel Ch. erhobene 
Nichtigkeitsbeſchwerde gegen das Urtheil des Landesgerichtes in Brünn 
vom 30. Juni 1885, 3. 8613, womit dieſelben des im § 104 St. G. 
bezeichneten Verbrechens der Geſcheukannahme in Amtsſachen ſchuldig 
erkannt worden find, wurde vom k. k. Caſſationshofe mit Entſcheidung 
vom 5. December 1885, Z. 11.272, verworfen. 

Gründe: Es bildeten die Nichtigkeitsgründe des §S 281, 3. 9 a 
und Z. 10 St P. O. den Gegenſtand der öffentlichen Verhandlung 
und war über dieſelben zu entſcheiden. 

In dieſer Beziehung wird die Anſicht vertheidigt, daß die An— 
geklagten als Gemeindevorſteher und beziehungsweiſe Gemeinderath) 
nicht unter den im § 104, rückſichtlich $ 101, Abſatz 2 St. G. auf⸗ 
geſtellten Begriff eines „Beamten“ fallen, weil die Vertreter der 
Gemeinde, ſoweit es ſich um den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis derſelben 
handelt, im Hinblicke auf 8 27 des Gemeindegeſetzes für Mähren vom 
15. März 1864, L. G. Bl. für Mähren Nr. 4, nicht als ämtliche 
Organe angeſehen werden können 

Da ferner die Aeußerung der Gemeindevorſtehung über ein Geſuch 
um Conceſſionirung des Schankgewerbes zu dem ſelbſtſtändigen Wirkungs⸗ 
kreiſe der Gemeinde gehöre, ſo ſei mit der Abgabe der Aeußerung keine 
öffentliche Angelegenheit beſorgt worden. 

Dieſe Anſicht der Nichtigkeitsbeſchwerde ſteht mit dem Sinne des 
Geſetzes im Widerſpruche; denn die Unterſcheidung zwiſchen dem ſelbſt— 
ftändigen und übertragenen Wirkungskreiſe der Gemeinde iſt im Geſetze 
nicht enthalten, und es genügt, daß die betreffende Perſon, wenn ihr 
im Sinne des § 104 St. G. die Beamteneigenſchaft zugeſprochen wer⸗ 
den ſoll, Geſchäfte der Regierung zu beſorgen hat. Unter ſolchen 
Geſchäften ſind aber jene zu verſtehen, welche die Angelegenheiten der 
Geſammtheit oder eines gewiſſen Kreiſes der Staatsbürger berühren. 

Die Verleihung eines conceſſionirten Gewerbes, zu welcher Art 
von Gewerben auch das Schankgewerbe gehört, berührt nun, wenn 
man die Wirkungen einer ſolchen Verleihung und deſſen Ausübung in 
Betracht zieht, das Intereſſe der Gemeinde, und es erklären ſich daraus 
die Cautelen, welche das Geſetz vom 15. März 1883, R. G. Bl. 
Nr. 39, als Vorausſetzung der Conceſſionsertheilung vorſchreibt. Es 
erklärt auch 8 1, Abſatz 5 dieſes Geſetzes jene Gewerbe als conceſſionirte 
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Gewerbe, bei denen öffentliche Rückſichten die Nothwendigkeit begründen, 
die Ausübung derſelben von einer beſonderen Bewilligung abhängig zu 
machen. 

Da nun nach § 18 des eitirten Geſetzes vor Ertheilung der 
Conceſſion die Gemeinde zu hören iſt, ſomit die Aeußerung der 
Gemeinde eine der Grundlagen für die Bewilligung der Ausübung ders 
artiger Gewerbe bildet, ſo wird durch die Abgabe dieſer Aeußerung ein 
Geſchäft der Regierung beſorgt. Es ſtellt ſich daher die Nichtigkeits- 
beſchwerde in dieſer Richtung als unbegründet dar. 

Dasſelbe gilt, inſoweit nachzuweiſen getrachtet wird, daß die 
Abgabe der Aeußerung der Gemeinde über ein Geſuch um Con⸗ 
ceſſionirung des Schankgewerbes nicht als Theilnehmung bei Entſchei— 
dung eiuer öfſentlichen Angelegenheit erſcheine. 

Daß die Eonceffion nicht von der Gemeindevertretung, ſondern 
von der Gewerbsbehörde ertheilt wird, vermag die Bedeutung der Mit— 
wirkung der erſteren durch Feſtſtellung der Grundlagen für die Con- 
ceſſionsertheilung uicht zu alteriren. Durch die Wahl des Wortes „bei“ 
im § 104 St. G. hat das Geſetz den Wirkungskreis und die handeln— 
den Subjecte, wenn es ſich um Entſcheidung öffentlicher Angelegen— 
heiten handelt, weiter gezogen, als die Nichtigkeitsbeſchwerde annimmt. 
Es fällt nämlich unter dieſe begriffliche Beſtimmung auch die erwähnte 
Aeußerung der Gemeinde, welche eine der weſentlichſten Grundlagen 
der Entſcheidung bildet, wie dies auch vom Geſetze durch die Ein— 
räumung des Recursrechtes an die Gemeinde anerkannt iſt. 

Der Zweck der Strafbeſtimmung des §S 104 St. G., welche den 
ämtlichen Verrichtungen die Unparteilichkeit ſichern ſoll, würde in 


gleicher Weiſe vereitelt, wenn in Folge einer Geſcheukannahme der 


Grundlage der Entſcheidung die Richtigkeit abginge, als wenn die Ent— 
ſcheidung ſelbſt durch Beſtechung beeinflußt wäre. 

Es entbehrt daher die Nichtigkeitsbeſchwerde in jeder Beziehung 
der Begründung, weshalb dieſelbe nach $ 288, Abſatz 1 St. P. O. 
zu verwerfen war. 


Geſetze und Verordnungen. 
1885. 1. Semeſter. 
* 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht. 

V. Stück. Ausgeg. am 1. März. — Nr. 7. Geſetz vom 1. Jänner 1885, 
womit § 15 des Geſetzes vom 23. Jänner 1870 zur Regelung der Rechtsver⸗ 
hältniſſe des Lehrſtandes an öffentlichen Volksſchulen abgeändert wird. — Nr. 8. 
Geſetz vom 4. Jänner 1885, womit einige Beſtimmungen des oberöſterreichiſchen 
Landesgeſetzes vom 21. Februar 1870 und des Landesgeſetzes vom 13. Jänner 
1873, betreffend die Schulaufſicht, abgeändert werden. 

VI. Stück. Ausgeg. am 15. März. — Nr. 9. Geſetz vom 22. Jänner 
1885, betreffend die Dienſtalterszulagen der Unterlehrer an den öffentlichen 
Volks⸗ und Bürgerſchulen des Herzogthums Ober- und Nieder-Schleften. — 
Nr. 10. Abdruck von Nr. 18 R. G. Bl. 

VII. Stück. Ausgeg. am 1. April. — Nr. 11. Geſetz vom 9. Jänner 
1885, womit einige Beſtimmungen des Geſetzes vom 17. Jänner 1870, L. G. Bl. 
Nr. 12, abgeändert werden. — Nr. 12. Abdruck von Nr. 23 R. G. Bl. — 
Nr. 13. Abdruck von Nr. 25 R. G. Bl. — Nr. 14. Abdruck von Nr. 27 
R. G. Bl 

VIII. Stück. Ausgeg. am 15. April. — Nr. 15. Verordnung des Miniſters 
für Cultus und Unterricht vom 10. April 1885, 3. 1985, in Betreff der Ein⸗ 
richtung der nach S 10 des Geſetzes vom 2. Mai 1883, R G. Bl. Nr. 53, mit 
Volksſchulen verbundenen Lehrcurſe. 

IX. Stück. Ausgeg. am 1. Mai. — — — 

X. Stück. Ausgeg. am 15. Mai. — Nr. 16. Geſetz vom 18. Februar 
1885, giltig für die reichsunmittelbare Stadt Trieſt, womit der $ 8 des Landes- 
geſetzes vom 15. Mai 1874, Nr. 16, betreffend die Aufhebung des Normal⸗ 
ſchulfondsbeitrages und die Einführung eines Beitrages aus den Verlaffen⸗ 
ſchaften zu Gunſten der Volksſchulen, abgeändert wird. — Nr. 17. Abdruck von 
Nr. 47 R. G. Bl. — Nr. 18. Abdruck von Nr. 52 R. G. Bl. 

XI. Stück. Ausgeg. am 1. Juni. — Nr. 19. Erlaß des Miniſters für 
Cultus und Unterricht vom 27. Mai 1885, Z. 9448, betreffend die Veröffent⸗ 
lichung eines neuen Verzeichniſſes der zum Lehrgebrauche in den allgemeinen 
Volksſchulen und in den Bürgerſchulen zugelaſſenen Lehrbücher und Lehrmittel. 
— Nr. 20. Geſetz vom 2. Februar 1885, betreffend die Aenderung des Artikels 15 
des Geſetzes vom 2. Mai 1873 (L. G. und Verordnungs⸗Bl. Nr. 251), über 


die Rechtsverhältniſſe des Lehrſtandes an den öffentlichen Volksſchulen. — Nr. 21. 
Geſetz vom 2. Februar 1885, womit auf Grund des Reichsgeſetzes vom 2. Mai 
1883 (R. G. Bl. vom 5. Mai 1883, Nr. 53) Beſtimmungen über die Einrichtung 
öffentlicher Volksſchulen und insbeſondere der Bürgerſchulen getroffen werden. 
— Nr. 22. Geſetz vom 2. Februar 1885, womit einige Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 2. Mai 1873 (L. G. Bl. Nr. 250) über die Errichtung und die 
Erhaltung der öffentlichen Volksſchulen und die Verpflichtung zum Schulbeſuche, 
ſowie des Geſetzes vom 28. December 1882 (L. G. Bl. Nr. 2 vom Jahre 183) 
über die Koſten der Errichtung und Erhaltung der Volksſchulen und über die 
Schulfonde abgeändert werden. — Nr. 23. Abdruck von Nr. 57 R G. Bl. — 
Nr. 24. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 28. April 
1885, Z. 7553, betreffend einzelne Beſtimmungen bezüglich der Semeftral-Efafii- 
fication und der Maturitätsprüfungen an den Gymnaſien, ferner die Hinaus⸗ 
gabe eines Anhanges zu den didactiſchen Inſtructionen. 

XII. Stück. Ausgeg, am 15. Juni. — Nr. 25. Verordnung des Miniſters 
für Cultus und Unterricht vom 3. Juni 1885, Z. 578, betreffend die Aufrech⸗ 
nung der Koſten für auf den k. k. Staats⸗Eiſenbahnen zurückgelegte Dienſtreiſen. 
— Nr. 26. Normale über die den activen k. k. Staats- (und Hof-) Bedienſteten 
auf den Linien der öſterreichiſchen Staatsbahnen zugeſicherte Fahr- und Fracht⸗ 
begünſtigung. — Nr. 27. Normale über die den activen k. k. Staats- (und 
Hof⸗) Bedienſteten auf den Linien der k. k. öſterreichiſchen Staatsbahnen zus 
geſicherte Fahr- und Frachtbegünſtigung ſammt zugehörigen drei Druckſorten⸗ 
Formularien. 


Poſt⸗ und Telegraphen-Verordnungsblatt für das Verwaltungs: 
gebiet des k k. Handelsminiſteriums. 

Nr. 1. Ausgeg. am 7. Jäuner. — Hinausgabe des Preisverzeichniſſes 
der in der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie und im Auslande erſcheinenden 
Zeitungen für das Jahr 1885. H. M. Z. 45.060. 12. December. — Aenderung 
im Briefpoſttarife. H. M. Z. 43.872. 26. December. Unzuläſſigkeit der Ver⸗ 
wendung einer gemeinſchaftlichen Begleitadreſſe für Colis postaux nach und im 
Tranſit durch Italien. H. M. Z. 47.333. 28. December. 


Nr. 2. Ausgeg. am 12. Jänner. — Nähere Bezeichnung der norwegiſchen 


Städte Chriſtiansſand und Chriſtiansſund. D. M. Z. 46.340. 23. December. — 
Wiedereröffnung des Weges über Varna für die nach der Türkei beftimmten 
Waarenproben und Colis postaux. H. M. 3. 47.129. 27. December. — Wieder⸗ 
eröffnung des Verkehres von Geld⸗ und Frachtſendungen mit Sardinien und 
Sicilien. H. M. Z. 47.279. 31. December. — Namensänderungen und Er- 
richtung von ſchweizeriſchen Poſtanſtalten. H. M. 3. 46.348. 30. December. 

Verbot der Zeitſchriſt „Walka klas (La lutte des classes)“. H. M. 3. 672. 


8. Jänner. — Vertheilung des Nachtrages Nr. 4 zum Berner Verzeichuiſſe der 
Telegraphen⸗Bureaux. H. M. 3. 42.951. 13. December. — Aufgabe militär⸗ 


dienſtlicher Telegramme durch Militär-Transportführer und einzeln reiſende Militärs 
perſonen. H. M. Z. 47.073. 30. December. 

Nr. 3. Ausgeg. am 16. Jänner. — Ermächtigung des königlich unga⸗ 
riſchen Aerarialpoſtamtes in Nagy⸗Tapolesany zur Vermittlung von Poſt⸗ 
auweiſungen über mehr als 200 fl. und von Nachnahmeſendungen bis 500 fl. 
H. M. 8. 741. 8. Jänner. — Errichtung eines Poſtamtes in Brankowitz. 
H. M. Z. 46.521. 31. December. Verfaſſung der Verzeichniſſe über unabſend⸗ 
bare und über Retour-Briefpoſtſendungen. H. M. Z. 1001. 8. Jänner. 

Nr. 4. Ausgeg. am 19. Jänner. — Errichtung eines Poſtamtes in Ping⸗ 
gau. H. M. Z. 227. 8. Jäuner. — Bemeſſung der Beſtellgebühren ſür Fahrpoſt⸗ 
ſendungen nach Italien bei der Beförderung über die Schweiz. H. M. Z. 104. 
5. Jänner. — Verlegung des k. k. Poſtamtes Unter⸗Deutſchau nach Brezovie. 
H. M. Z. 44.770 ex 1884. 12. Jänner. — Errichtung eines Poſtamtes in 
Tribuswinkel. H. M. Z. 745. 12. Jänner. — Errichtung eines mit dem Tele⸗ 
graphendienſte combinirten Poſtamtes in Vrdy Bukice. 9. M. Z. 47.328 ex 
1884. 12. Jänner. 

Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Regierungsrath Dr. Michael Freiherrn von 
Pidoll zur zeitweiligen Verſehung der Functionen eines Directors der orientaliſchen 
Akademie berufen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathes bekleideten Bezirkshauptmann Karl Ritter von Glanz und den Bezirks⸗ 
hauptmaun Ludwig Sauter zu Regierungsräthen der Landesregierung in 
Salzburg ernannt. 8 8 f 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe der ſteierm. Finanz⸗Landesdirection 
Karl Blaſchke anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel und Charakter 
eines Oberfinanzrathes verliehen. 
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direction Karl Soldat auläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter 
eines Finanzrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Hauptſteuereinnehmer Stephau 
Wruß das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Franz Doplbaur zum 
Steuer⸗Oberinſpector der Salzburger Finanz-Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Hugo Ziwſa zum Haupt⸗ 
ſteuereinnehmer der Grazer Finanz-⸗Landesdirection ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Ingenieur Joſeph Kareis zum Oberingenieur 
und den Poſtcontrolor Guſtav Freiherrn von Schweiger-Dürnſtein zum 
Oberpoſtcontrolor bei der Poſt⸗ und Telegraphen⸗Centralleitung in Wien ernannt. 

Erledigungen. 

Zwei Bezirkshauptmannsſtellen in der ſiebenten Rangsclaſſe, eventuell 
eine Regierungsſecretärsſtelle in der achten Rangselaffe im Herzogthume Salzburg, 
bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 42.) 


Verlag 
der Manz'schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Soeben erschien: 


Volkswirthschaftliche Chronik 


von 


Oesterreich- Ungarn 
1. October 1884 bis 1. October 1885. 


Herausgegeben von 
Emanuel Blau. 
I. Jahrgang. 
271 und XVI Seiten 8. Preis gebunden 2 fl. 

In diesem Werke ist die Aufgabe gelöst, die wichtigeren Ereignisse, 
welche sich auf dem Gebiete der ökonomischen Entwicklung Oesterreich- 
Ungarns zugetragen haben, chronologisch geordnet zusammenzustellen 
und auf diese Weise ein Repertorium der allerintere-santesten Vorgänge 
in der industriellen und commereiellen Welt, im Verkehrsleben und in 
der Finanzgebarung des Staates zu schaffen. Um das Auffinden 
der einzelnen Facten zu erleichtern, ist ein alphabetisch geordnetes 
Sach- und Namenregister beigegeben, durch welches der Werth des 
Nachschlagewerkes wesentlich gesteigert wird Das Buch soll von nun 
an periodisch erscheinen und wird dann jedenfalls nicht nur den 
eigentlichen Fachmännern, sondern auch alle Kreisen von grossem Nutzen 
sein. Es verdient als eine sehr zweckmässige Ergänzung anderer ähn- 
licher Jahrbücher bezeichnet und der Beachtung des Publicums bestens 
empfohlen zu werden, weil es Jedermann den Rückblick auf frühere 
Begebenheiten volkswirthschaftlicher und finanzieller Natur erleichtert 
und auf rasche und bequeme Art Auskunft über dieselben, zwar in 
präciser Form, aber doch in einem ausreichenden Masse ertheilt. 


Ferner erschien im obigen Verlage: 
Rechtsprechung 
und materielle Rechtskraft. 


Verwaltungsgerichtliche Studien 
von 
Dr. Edmund Bernatzik. 
X und 326 Seiten gr. 8. Preis 3 fl. 

Ein Werk, dem seitens hervorragender Fachgelehrten des In- 
und Auslandes eine ganz aussergewöhnliche Beachtung geschenkt 
wurde urd über welches sich dieselben in aner ken nenden, der Verlags- 
buchhandlung zugekommenen Briefen, sowie auch bereits durch öffent- 
liche Besprechungen lobend äussern. 

Vorräthig und zu beziehen durch alle Buchhandlungen. 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift fammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 42 der Erkenntniſſe 1885. 


DTDieſer Nummer liegt der Titel, das Juhalts⸗ 
Verzeichnißß und das alphabetiſche Sachregiſter zum 


Seine Majeſtät haben dem Finanzſecretär der ſteierm. Finanz⸗Landes⸗ achtzehnten Jahrgauge (1885) dieſer Zeitſchrift bei. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich E. Gruß. 


